
— die bewußte Nutzung aller Vorzüge der sozialisti­
schen Ordnung

mit der Gewährleistung einheitlicher Anwendung des 
sozialistischen Rechts in der Tätigkeit aller Gerichte 
durch
— die notwendige straffe zentrale Leitung hinsichtlich 

der Grundfragen der Rechtsprechung und der Mit­
wirkung der nachgeordneten Gerichte an der vor­
beugenden Bekämpfung der Kriminalität und ande­
rer Rechtsverletzungen,

— die disziplinierte Durchführung von Entscheidungen 
und anderen Leitungsmaßnahmen durch die nachge­
ordneten Gerichte, verbunden mit einer exakten 
Kontrolle über die Realisierung,

— die weitere Befähigung der juristischen Kader, ihre 
Tätigkeit in eigener Initiative so zu gestalten, daß 
mit ihr ein wirksamer Beitrag zur Schaffung des 
entwickelten gesellschaftlichen Systems des Sozia­
lismus geleistet wird.

Diesem Wesen des demokratischen Zentralismus ent­
spricht es, daß die Bezirksgerichte sich in stärkerem 
Maße als bisher darauf konzentrieren, die Kreisgerichte 
zur schöpferischen Umsetzung der Dokumente der Par­
tei- und Staatsführung in gerichtliche Aufgabenstel­
lungen zu befähigen. Die Realisierung dieser Forde­
rungen ist eine wichtige Garantie für die einheitliche 
straffe Leitung der gerichtlichen Tätigkeit auf wissen­
schaftlicher Grundlage.
Untersuchungen haben ergeben, daß vor allem bei den 
Kreisgerichten insoweit einiges nachzuholen ist. Aber 
auch Leitungsdokumente der Bezirksgerichte werden 
diesen Anforderungen noch nicht voll gerecht. So wer­
den z. B. teilweise die Materialien des VII. Parteitages 
der SED, soweit sie die Probleme der Rechtspflege be­
treffen, lediglich inhaltlich wiedergegeben, allgemeine 
Forderungen zum Studium der Materialien und zur 
Qualifizierung der Richter erhoben und mehr oder we­
niger „daneben“ spezifisch gerichtliche Aufgabenstellun­
gen erörtert. So anerkennenswert das Bestreben aller 
Bezirksgerichte ist, Folgerungen für die weitere Erhö­
hung der Qualität ihrer Arbeit und der der Kreis­
gerichte abzuleiten, so sind doch solche Leitungsdoku­
mente im Grunde Ausdruck der Trennung und nicht der 
Einheit von politisch-ideologischer und fachlicher Füh­
rung der Gerichte.
Die Materialien des VII. Parteitages der SED und ihre 
Konkretisierung und Weiterführung durch die 2. Tagung 
des Zentralkomitees der SED und die internationale 
wissenschaftliche Session zum Werke von Karl Marx 
„Das Kapital“ orientieren eindeutig darauf, auch die 
Arbeit der Gerichte in noch volllkommenerer Weise auf 
wissenschaftlicher Grundlage zu leiten. Gerade unter 
diesem Gesichtspunkt hat die Forderung nach schöpfe­
rischer Umsetzung der Dokumente und Beschlüsse der 
Partei- und Staatsführung hervorragende Bedeutung. 
In dem Beschluß zur weiteren Vervollkommnung der 
Leitungstätigkeit der Gerichte3 ist insoweit die Haupt­
aufgabenstellung für alle Gerichte dargelegt. Es ist ein 
zentrales Anliegen dieses Beschlusses, jeden Richter 
zur Lösung dieser wichtigen inhaltlichen Probleme bei 
der Vervollkommnung der gerichtlichen Tätigkeit zu 
befähigen.

Zur Abgrenzung der Verantwortung und zum 
Gegenstand von Leitungsdokumenten

Die konsequente Verwirklichung des demokratischen 
Zentralismus im Leitungsprozeß der gerichtlichen Tätig­
keit erfordert die weitere Ausgestaltung der Leitungs­
pyramide von oben nach unten. Die Tatsache, daß den

3 Der Beschluß ist ln diesem Heft veröffentlicht.

Gerichten durch die Regelung im Rechtspflegeerlaß, im 
Gerichtsverfassungsgesetz und anderen Normativakten 
die wichtigsten Strukturen und Relationen des Systems 
der Leitung der gerichtlichen Tätigkeit vorgegeben 
sind, entbindet sie nicht von der Verpflichtung, ins­
besondere die Verantwortlichkeit des Plenums und Prä­
sidiums des Obersten Gerichts einerseits und der Ple­
nen und Präsidien der Bezirksgerichte andererseits da­
hingehend exakt zu bestimmen,
— was Gegenstand eines Leitungsdokuments eines Ple­

nums oder Präsidiums in Form einer Richtlinie oder 
eines Beschlusses sein muß und was durch andere 
Leitungsmaßnahmen verwirklicht werden kann,

— was durch die Leitungsdokumente in Form von 
Richtlinien und Beschlüssen oder durch andere Lei­
tungsmaßnahmen der Gerichte auf den einzelnen 
staatlichen Ebenen geregelt werden kann.

Sc schwierig die Abgrenzung dieser Verantwortungs­
bereiche ist — die richtige, dem demokratischen Zentra­
lismus entsprechende Lösung dieser Problematik ist 
ein wichtiger Schritt dazu, die nachgeordneten Ge­
richte, bei klarer Orientierung hinsichtlich der Grund­
fragen der Rechtsprechung und der Mitwirkung an der 
vorbeugenden Bekämpfung der Kriminalität und an­
derer Rechtsverletzungen, zu befähigen, ihre Tätigkeit 
unter Beachtung der örtlichen Bedingungen aus eige­
ner Initiative wirksam zu gestalten. Das stärkt ihre 
Position als wichtige politisch-staatliche Führungs­
organe ihres Territoriums und entspricht der Verant­
wortung, die die Richter der Bezirks- und Kreisgerichte 
gegenüber ihren Wählern tragen.
Wenn heute auch noch keine Lösungswege dargelegt 
werden können, so soll doch versucht werden, bestimmte 
Grundsätze für die Abgrenzung dieser Verantwortung 
zu entwickeln.
Gegenstand eines Leitungsdokuments in Form einer 
Richtlinie oder eines Beschlusses eines Plenums oder 
Präsidiums können und dürfen grundsätzlich nur solche 
Probleme sein, die im Interesse einer einheitlichen ge­
setzlichen Verwirklichung von Normen oder — soweit 
es die Bezirksgerichte anbelangt — von Richtlinien oder 
Beschlüssen des Obersten Gerichts zur Leitung der ge­
richtlichen Tätigkeit der nachgeordneten Gerichte von 
wesentlicher Bedeutung sind und die mit verbindlicher 
Wirkung für die nachgeordneten Gerichte einer Rege­
lung bzw. Lösung bedürfen. Dazu gehören auch die 
Plandokumente des Obersten Gerichts und der Bezirks­
gerichte. Detail- oder Nebenfragen, wie sie gegenwärtig 
noch teilweise in den Schlußfolgerungen der Bezirks­
gerichte auftauchen, können dagegen nicht Gegenstand 
eines Beschlusses sein. Soweit es die Abgrenzung zwi­
schen Richtlinie und Beschluß betrifft — eine Frage, die 
nur für das Plenum des Obersten Gerichts praktisch 
werden kann —, sollte versucht werden, die Zahl der 
Beschlüsse zu verringern. Ausgehend von der Forde­
rung, daß sich die höchsten Leitungsorgane auf die 
Grundfragen zu konzentrieren haben, sollten Entschei­
dungen des Plenums des Obersten Gerichts, die den In­
halt der Rechtsprechung betreffen, grundsätzlich in 
Form von Richtlinien ergehen.
Für die Bezirksgerichte dürfte sich hieraus die Folge­
rung ergeben, daß die Grundfragen der Rechtsprechung 
und der Mitwirkung der Gerichte an der vorbeugenden 
Bekämpfung der Kriminalität und anderer Rechtsver­
letzungen grundsätzlich Gegenstand von Plenar­
beschlüssen sein sollten. Die Beschlußtätigkeit sowohl 
des Präsidiums des Obersten Gerichts als auch der Prä­
sidien der Bezirksgerichte wird damit in zunehmendem 
Maße auf die Entscheidung über Einzelfragen bzw. über 
solche Grundfragen konzentriert, deren Lösung wegen 
ihrer Dringlichkeit nicht erst der Entscheidung des näch-
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